
geprägt war. Die DB bringt nunmehr die genauen 
Merkmale, bei deren Vorliegen die genannte Grenze 
überschritten wird, und regelt das Verfahren zur Fest­
stellung der Frage, ob solche Merkmale gegeben sind. 
Sie enthält weiter Bestimmungen über die Kontrolle 
und Feststellung der Erfüllung jener Selbstverpflich­
tungen sowie über die Höhe und die Zahlungsmodali­
täten der Vergütung, welche nicht etwa dem „Ingenieur­
konto“ — das in Wirklichkeit kein Konto, sondern, wie 
gezeigt, ein Vertrag ist — gutgeschrieberr, sondern 
30 Tage nach Nutzungsbegirrn bar ausgezahlt wird.

Nach § 763 BGB bedürfen Lotterien oder Ausspielun­
gen der staatlichen Genehmigung. Die Bestimmung der 
Genehmigungsbehörde und die Regelung des Genehmi­
gungsverfahrens blieben auch nach 1900 dem Landes­
recht überlassen, bis durch die Lotterie-VO vom 
6. März 1937 die Zuständigkeit der Reichsinnenverwal- 
tung für die Genehmigung und die Verfahrensregelung 
geschaffen wurde. Eine Neuordnung dieses Gegenstan­
des bringt nun die Anordnung über die Erteilung von 
Genehmigungen für Lotterien und Ausspielungen sowie 
über die Steuerbefreiung von Lotterien und Ausspielun­
gen zugunsten des Nationalen Aufbauwerkes vom 
8. /uli 1954 (ZB1. S. 335), durch welche die Genehmi­
gungspflicht neu geregelt und die Zuständigkeit der 
Finanzbehörden für die Genehmigung geschaffen wird.

Auf einem anderen Gebiet ergibt sich eine Fort­
bildung der schuldrechtlichen Bestimmungen des BGB 
durch die als 2. DB zur Preisverordnung Nr. 370 er- 
,scheinende Verordnung über die Preisbildung im 
Kraftfahrzeugrenaraturhandwerk vom 21. Juni 1954 
(GBl. S. 638). Die VO beschränkt sich nicht, wie 
ihr Titel vermuten lassen könnte, auf eine Preis­
regelung für Kraftfahrzeugreparaturen, sondern ent­
hält eine vollständige und verbindliche Regelung 
der zwischen den Parteien eines Reparaturvertrages zu 
vereinbarenden Vertragsbedingungen. Diese sind, wie 
die Preisverordnung Nr. 370 vom gleichen Tage (GBl. 
S. 635) ergibt, von allen „Kraftfahrzeugreparaturwerk­
stätten, die in der Handwerksrolle eingetragen sind“, 
den Verträgen zugrunde zu legen. Dabei sind folgende 
Abweichungen von den Vorschriften des BGB bedeut­
sam: der Reparaturvertrag ist schriftlich abzuschlie­
ßen; zusätzlich vom Auftragnehmer für erforderlich 
gehaltene Arbeiten darf dieser ohne besondere Ver­
einbarung vornehmen, sofern sie 15 Prozent des 
Kostenvoranschlages nicht übersteigen; der Auftrag­
nehmer haftet nicht für leichte Fahrlässigkeit; aus­
schließlicher Gerichtsstand für alle Streitigkeiten aus 
dem Reparaturvertrag ist das für den Reparaturbetrieb 
zuständige Kreisgericht. Bei der großen wirtschaftlichen 
Bedeutung des Autoreparaturhandwerks und der Häu­
figkeit der sich aus Autoreparaturen ergebenden Pro­
zesse sollten alle Gerichte diese VO eingehend studieren.

Im Bereich des Vertragssystems ist von historischem 
Interesse die Verordnung zur Aufhebung der Verord­
nung über die Einführung des Vertragssystems für 
Nahrungsgüter vom 8. Juli 1954 (GBl. S. 616). Die Ver­
teilung der Nahrungsgüter war derjenige Prozeß, an 
dem jener bahnbrechende Übergang von der admini­
strativen zur Vertragsmethode der Wirtschaftsregelung 
erprobt wurde; durch die VO vom 28. Juni 1951 wurde 
auf diesem Gebiet erstmalig das Vertragssystem ein­
geführt, bevor ein halbes Jahr später der weitere 
Schritt zum Allgemeinen Vertragssystem getan wurde. 
Seitdem liefen beide Systeme, das Allgemeine Ver­
tragssystem und das Vertragssystem für Nahrungsgüter, 
nebeneinander her, ohne daß diese Trennung durch 
irgendeine innere Notwendigkeit bedingt war. Der 
schon bei der Schaffung des Allgemeinen Vertrags­
systems fällige Schritt der Aufhebung der ursprüng­
lichen Sonderregelung für Nahrungsgüter wird nun­
mehr durch die VO vom 8. Juli 1954 getan, die gleich­
zeitig die Verteilung der Nahrungsgüter dem All­
gemeinen Vertragssystem und den dafür geltenden 
Vorschriften unterstellt. — Weiter wurden auf diesem 
Gebiet durch die Bekanntmachung des Mustervertrages 
für den Abschluß von Transportraumverträgen mit der 
volkseigenen Binnenschiffahrt vom 1. Juli 1954 (ZB1. 
S. 303) die in den früheren Berichten besprochenen 
Gesetzgebungsakte zur Verbesserung des Transport­
wesens ergänzt.

Das Bestreben nach einer rationelleren Transport­
ausnutzung hat sicherlich auch eine Rolle gespielt beim

Erlaß der Anweisung über den Abschluß von Kauf­
und Lieferverträgen (Sammelverträgen) der Erzeug­
nisse der Lebensmittelindustrie zwischen Organen des 
staatlichen Lebensmittelgroßhandels und Organen der 
Staatlichen Handelsorganisation vom 24. Mai 1954 (ZB1. 
S. 287), deren Hauptzweck es ist, den Verkaufsstellen­
leitern der HO in höherem Maße Einfluß auf eine den 
Wünschen der Bevölkerung entsprechende Lieferung 
von Nahrungsgütern einzuräumen. Das Wesen dieser 
Maßnahme besteht darin, daß an die Stelle der bis­
herigen Einzelhandelsverträge der zwischen den Kreis­
betrieben der HO und den Niederlassungen des staat­
lichen Großhandels abzuschließende Sammelvertrag 
gesetzt wird. Dem Gegenstand des Sammelvertrages 
liegen die Bestellungen der einzelnen Verkaufsstellen 
zugrunde, ein Verfahren, von welchem eine Erhöhung 
der Verantwortlichkeit der Verkaufsstellenleiter für 
die Bestellungen erwartet wird.

Abschließend ist auf diesem Gebiet der Gesetzgebung 
zu vermerken, daß die erst in der letzten Übersicht 
(NJ 1954 S. 583) besprochene neue Verfahrensregelung 
für die Durchführung von Exportaufträgen bereits 
wieder aufgehoben und durch eine neue Verfahrens­
regelung, enthalten in der Dritten Durchführungs­
bestimmung zur Verordnung über die Durchführung 
von Exportaufträgen vom 15. Juli 1954 (GBl. S. 646), 
ersetzt worden ist. Die jetzige Regelung zeigt gegenüber 
der vorhergehenden nur unwesentliche Unterschiede; 
die Änderungen beschränken sich im wesentlichen auf 
den Abschnitt IV „Warenversand“, der durch den Weg­
fall des bisher erforderlichen „Export-Warenbegleit­
scheines“ vereinfacht worden ist. Die. in der letzten 
Übersicht vermerkte Qualifizierung der Exportaufträge 
als Regierungs-Aufträge war schon durch VO vom 
2i2. April 1954 (GBl. S. 454) geändert worden; § 1 Abs. 1 
der Exportverordnung vom 17. Dezember 1953 lautet 
danach jetzt folgendermaßen: „Exportaufträge sind im 
Rahmen des Volkswirtschaftsplanes vorrangig zu 
erfüllen.“

Auf dem Gebiet der L a n d w i r t s c h a f t  kommt 
zunächst die Förderung der Landwirtschaftlichen Pro­
duktionsgenossenschaften und der Genossenschafts­
bauern zum Ausdruck in der Ersten Durchführungs­
bestimmung zum Gesetz über die Entschuldung der 
Klein- und Mittelbauern beim Eintritt in Landwirtschaft­
liche Produktionsgenossenschaften vom 30. Juni 1954 
(GBl. S. 594). Die DB stellt einmal fest, daß sich die 
„Schulflbefreiung“ nicht nur auf die in die Genossen­
schaft eingebrachten Grundstücke, sondern auch auf die 
im persönlichen Eigentum des Genossenschaftsbauern 
verbleibende individuelle Hauswirtschaft bezieht. 
Weiter wird, nachdem das Gesetz nur von „Altbauern“ 
und „Altsiedlern“ als den begünstigten Personen 
gesprochen hat, nunmehr klargestellt, daß darunter 
auch Landarbeiter zu verstehen sind, welche Grund­
stücke in die LPG eingebracht haben oder im Rahmen 
der individuellen Hauswirtschaft nutzen. Wichtig ist 
die Regelung des Verfahrens im Falle des Austritts 
des Bauern aus der LPG, nachdem das Gesetz einer­
seits die Unwirksamkeit der Schuldbefreiung für den 
Fall des Austritts, andererseits aber die Löschung der 
von der Schuldbefreiung betroffenen Grundstückslasten 
angeordnet hatte. Die 1. DB stellt klar, daß im Falle 
des Austritts eines entschuldeten Genossenschafts­
bauern Meldung an die Deutsche Investitionsbank 
unter Angabe der zurückgegebenen Grundstücke zu 
erfolgen habe und daß alsdann auf Antrag der Invest- 
bank — ohne daß die übrigen sonst für grundbuchliche 
Eintragungen erforderlichen Voraussetzungen vorliegen 
müssen — die Wiedereintragung, und zwar bei meh­
reren Gläubigern in der ursprünglichen Reihenfolge, 
zu erfolgen habe; der Zinsendienst ist mit dem Tage 
des Austritts aus der LPG wieder aufzunehmen.

Durch die Anweisung über die Besteuerung der Mit­
glieder der Landwirtschaftlichen Produktionsgenossen­
schaften für das Jahr 1954 vom 13. August 1954 
(ZB1. 414) wurden die für 1953 geltenden Anweisungen, 
wonach sämtliche Steuern der Genossenschaftsbauern 
um 25 Prozent bis 75 Prozent, je nach Art der Steuern, 
zu ermäßigen sind, auch für 1954 aufrechterhalten.
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